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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Frau Tübler, Dr. Wörner, Ernesti, 

Biehle, Rommerskirchen, Löher, Dr. Kraske, Stahiberg, Gierenstein, Dr. Jobst, 

Dr. Schneider, Dr. Marx, Dr. Jenninger und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4944 - 

betr. Wohnungsfürsorge für die Bundeswehr 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 14. April 1976 - W II 6 - R 09 - 2 - 
namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß die durch 
hohe Umzugshäufigkeit hervorgerufenen besonderen Belastun- 
gen der Zeit- und Berufssoldaten den Bund zu einem besonderen 
Maß an Wphnungsfürsorge verpflichten, und mit welchen kon- 
kreten Maßnahmen entspricht die Bundesregierung bejahenden- 
falls dieser Auffassung? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß Soldaten auf Zeit und 
Berufssoldaten durch eine hohe Umzugshäufigkeit als Folge 
von Versetzungen oder Verlegung von Truppenteilen in an- 
dere Standorte Belastungen unterworfen sind. 

Für Bundeswehrangehörige stehen in den einzelnen Stand- 
orten insgesamt 166 000 zweckgebundene Wohnungen bereit. 
Der Wohnungsbedarf ist in den Standorten weitgehend ge- 
deckt, zumal die Angebote des freien Wohnungsmarktes stän- 
dig zunehmen. Die Soldaten können daher in der Regel in 
kurzer Zeit mit ihren Familien in den neuen Standort um-^ 
ziehen. 


2. Wie viele Zeit- und Berufssoldaten erhielten - aufgeschlüsselt 
für die Jahre 1970 bis 1975 - Versetzungs Verfügungen mit Zu- 
sage der Umzugskostenvergütung, und welche durchschnitt- 
liche Wartezeit bestand für sie bis zum Vollzug des Umzugs? 

Für Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten wurden Versetzun- 
gen mit der Zusage einer Umzugskostenvergütung in folgen- 
dem Umfange angeordnet: 
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1970 insgesamt 184 560, davon 30 684 Verheiratete 

1971 insgesamt 193 418, davon 32156 Verheiratete 

1972 insgesamt 218121, davon 28904 Verheiratete 

1973 insgesamt 237 269, davon 25 865 Verheiratete 

1974 insgesamt 221 024, davon 26 130 Verheiratete 

1975 insgesamt 231893, davon 23 523 Verheiratete. 

Die Wartezeit bis zum Bezug einer familiengerechten Woh- 
nung am neuen Dienstort belief sich auf durchschnittlich drei 
Monate. 


3. Treffen Meldungen zu, daß die Bundesdarlehenswohnungen 
außerhalb der Ballungsgebiete wegen steigender Mieten und 
unzureichender Qualität ihrer Ausstattung für eine wachsende 
Zahl von Soldaten nicht mehr attraktiv sind und daß sie des- 
halb Wohnungen auf dem freien Wohnungsmarkt bevorzugen? 
In welchem Umfang waren Bundesdarlehenswohnungen im ver- 
gangenen Jahr unvermietet? 

Es ist zu beobaditen, daß Soldaten vereinzelt in Wohnungen 
des freien Marktes in der näheren oder weiteren Umgebung 
ihrer Dienstorte umziehen oder den Bezug einer zweckgebun- 
denen Wohnung ausschlagen. Das ist eine Folge der insgesamt 
günstigen Lage des Wohnungsmarktes an bestimmten Orten. 

Dabei mag auch die Vorliebe für individuelles Wohnen eine 
gewisse Rolle spielen. 

Wegen der häufigen Versetzung von Soldaten müssen ständig 
Wohnungen freigehalten werden. Dies waren im Jahre 1975 
im Schnitt rd. 50 Wohnungen. Im gleichen Zeitraum waren 
wegen der Modernisierung der Wohnungen ca. 100 Wohnun- 
gen nicht besetzt. Ein Bewerbermangel bestand - darüber hin- 
aus - nur für ca. 200 Wohnungen. 


4. Wie bewertet die Bundesregierung die Feststellung des Deut- 
schen Bundeswehrverbandes, daß die von ihr beabsichtigte 
Vergleichbarkeit der Mieten von Bundesdarlehenswohnungen 
und Sozialwohnungen nicht sachgerecht sei, weil sich die mei- 
sten Bundeswehrstandorte in ländlichen Gegenden befänden, 
in denen Sozialwohnungen kaum errichtet wurden, weil die 
dafür vorgeschriebenen Kostenmieten nicht gezahlt würden? 


Die Mieten für ältere vor dem 1. Januar 1969 geförderte Woh- 
nungen sind nicht unerheblich hinter den Sozialmieten zurück- 
geblieben. Sie liege,n auch erheblich unter den heutigen Neu- 
baumieten für Bundesdarlehenswohnungen. Dies gilt im allge- 
meinen auch für modernisierte ältere Bundesdarlehenswoh- 
nungen, deren Wohnwert verbessert worden ist. 

Durch die Anhebung der Darlehenszinsen sollen in der Woh- 
nungsversorgung für Bundesbedienstete in etwa gleiche Ver- 
hältnisse geschaffen und wohnwertmäßig ungerechtfertigte 
Mietunterschiede innerhalb des Bestandes an Bundesdar- 
lehenswohnungen weitgehend beseitigt werden. 
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Im übrigen übersieht der Bundeswehrverband bei seiner Be- 
hauptung, daß zu keiner Zeit Mieten einzelner Sozialwohnun- 
gen am jeweiligen Ort als Vergleichsmaßstab herangezogen 
worden sind. Die Mieten für Bundesbedienstete sind für die 
gesamte Bundesrepublik nach einheitlichen Maßstäben festge- 
setzt. Es können demnach zu Vergleichszwecken auch nur 
durchschnittliche Mieten für öffentlich geförderte Wohnungen 
dienen. 

Im Interesse der Gleichbehandlung aller Bundesbediensteten 
kann hiervon nicht abgegangen werden. 


5. Warum dürfen ältere Bundesdarlehenswohnungen der Ausstat- 
tungsstufen II und III, für die bis zum 31. Dezember 1968 die 
Darlehensverträge abgeschlossen worden sind, ab 1, März 1976 
bis zu 5,10 DM je qm Wohnfläche kosten, während für neue 
Sozialwohnungen nadi der Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage zum Mieten- und Wohngeldbericht 1975 (Druck- 
sache 7/4524) eine durchschnittliche Bewilligungsmiete von 
4,33 DM im ersten Halbjahr 1975 galt, zuzüglich etwa 17 v. H. für 
die Schlußabrechnung? 

Die Mieten von 5,10 DM/qm/mtl. bzw. 4,62 DM/qm/mtl. in be- 
sonders abgelegenen Standorten werden durch die Anhebung 
des Zinssatzes für ältere Wohnungen der Ausstattungsklas- 
sen II und III in der Regel nicht erreicht, auch wenn sie in- 
zwischen, insbesondere ihre Heizungsanlage, modernisiert und 
dadurch im Wohnwert entscheidend verbessert worden sind. Sie 
stehen damit in vertretbarem Verhältnis zu den Mieten für 
neue Sozialwohnungen nach Schlußabrechnung. Im übrigen 
muß bei einem Vergleich mit den Sozialmieten berücksichtigt 
werden, daß die Mieten für Sozialwohnungen - im Gegensatz 
zu den Bundesbedienstetenmieten - die Pauschalsätze für die 
Durchführung von Schönheitsreparaturen in Höhe von 0,47 DM/ 
qm/mtl. nicht enthalten. 


6. Wie hoch soll die Mietobergrenze für neue Bundesdarlehens- 
wohnungen werden? 

Die Abstimmung zwischen den zu beteiligenden Bundesressorts 
ist noch nicht abgeschlossen. 


7. Will die Bundesregierung in Kauf nehmen, daß die Mieten für 
Bundesdarlehenswohnungen als Preisführer zugleich die Mieten 
des freien Marktes und damit auch die Lebenshaltungskosten 
erhöhen? 

Die Anhebung der Mieten für ältere Bundesdarlehenswohnun- 
ge dient, wie bereits ausgeführt, in erster Linie dem Abbau 
ungerechtfertigter Mietunterschiede innerhalb des Bestandes 
sowie gegenüber den öffentlich geförderten Wohnungen. 

Diese Maßnahme ist auch im Zusammenhang damit zu sehen, 
daß aus Kreisen der Bevölkerung, aus den Bundes- bzw. aus 
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den Landesparlamenten, aber auch von Landesregierungen 
wiederholt der Vorwurf einer Bevorzugung der Bundesbedien- 
steten gegenüber den Mietern der öffentlich geförderten Woh- 
nungen erhoben worden ist. Bei dieser Sachlage hält die von 
Ihnen übernommene Behauptung des Bundeswehrverbandes 
einer näheren Überprüfung nicht stand. 

Soweit in Einzelfällen, aus gleich welchen Gründen, die mit 
der Durchführung der Maßnahme beauftragten Oberfinanz- 
direktionen zu der Überzeugung gelangen, daß die Mietan- 
passung ganz oder teilweise nicht angebracht ist, sind sie ge- 
halten, meine Entscheidung einzuholen. 


8. In welchem Umfang fördert die Bundesregierung den Bau bzw. 
Erwerb von Eigenheimen und Eigentumswohnungen durch 
Vergabe von Familienheimdarlehen? 

Die Förderung von Eigentumsmaßnahmen nach den Familien- 
heimrichtlinien ist ein Teil der Förderungsmaßnahmen zugun- 
sten der Wohnungs Versorgung von Bundesbediensteten. 

Nach der haushaltsmäßigen Zweckbestimmung ist die Gewäh- 
rung dieser Mittel u. a. davon abhängig, daß am Ort noch ein 
ungedeckter Wohnungsbedarf besteht. An diesen Orten wer- 
den bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen Förderungs- 
mittel zum Bau oder Erwerb von Eigentumsmaßnahmen ge- 
währt. 

Dies gilt auch für den Erwerb von global - mit Bundesdar- 
lehen - geförderten Kaufeigenheimen. 


9. Zu welchem Ergebnis hat die im Weißbuch 1970 versprochene 
Prüfung der Bundesregierung zum Bau von Unterkünften für 
Junggesellen („boarding-Häuser") geführt? Welcher Bedarf an 
Wohnungen für längerdienende unverheiratete Bundeswehr- 
angehörige besteht, und wie will die Bundesregierung diesen 
Bedarf decken? 


Die im Weißbuch 1970, Ziffer 130, angekündigte Überprüfung 
der Zweckmäßigkeit des Baues von Boarding-Häusern in Groß- 
standorten der Bundeswehr hat ergeben, daß diese nach den 
erarbeiteten Nutzwertanalysen nicht zu vertreten sind. Auf 
ihren Bau wird daher aus Wirtschaftlichkeitsgründen verzich- 
tet. 

Für die Verbesserung der Unterbringung der unverheirateten 
Feldwebel, Leutnante und Oberleutnante wurden von 1971 
bis heute Wohnheime mit 747 Plätzen für Feldwebel und 474 
Plätzen für Leutnante und Oberleutnante fertiggestellt. 

Im Bau befinden sich Wohnheime mit 684 Plätzen für Feld- 
webel und 223 Plätzen für Leutnante und Oberleutnante. Im 
Jahre 1977 wird mit dem Bau weiterer Wohnheime mit 1008 
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Plätzen für Feldwebel und 549 Plätzen für Leutnante und Ober- 
leutnante begonnen. 


10. In welchem Umfang werden Bundesbediensteten Wohnungen in 
Dienststellennähe von pensionierten Bundeswehrangehörigen 
bewohnt, und was hat die Bundesregierung unternommen, um 
diesem Personenkreis beim Wohnungswechsel (etwa durch voll 
bezahlten Endumzug, durch ein zusätzliches Wohnungsangebot 
o. ä.) behilflich zu sein? 

Eine im Jahr 1975 durchgeführte Erhebung über die Besetzung 
zweckgebundener Wohnungen mit Bundesbediensteten im 
Ruhestand in unmittelbarer Nähe von großen Dienststellen hat 
ergeben, daß nur etwa 18 v. H. dieser Wohnungen von Bedien- 
steten im Ruhestand bewohnt werden. Sie bewohnen überwie- 
gend ältere Wohnungen, die allgemein wegen der geringen 
Größe nicht begehrt sind. Schwierigkeiten wegen dieser Woh- 
nungen sind bisher nicht aufgetreten. 

Sofern in Einzelfällen an der Freimachung von zweckgebun- 
denen Wohnungen ein dienstliches Interesse besteht und der 
Bundesbedienstete im Ruhestand sie auf Veranlassung der 
zuständigen Behörde räumt, kann ihm eine andere zweckge- 
bundene Wohnung nachgewiesen und die Gewährung von Um- 
zugskosten nach dem Bundesumzugskostengesetz zugesagt 
werden. 
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